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Protokoll 
 

 

über die am 18. Oktober 2022 von 18.00 Uhr bis 20.00 Uhr im Sitzungszimmer des Kom-

munalzentrums unter dem Vorsitz von Bürgermeister Mag. Stefan Seiwald abgehaltene 

 

7. Gemeinderatssitzung (Gemeinderatsperiode 2022 – 2028) 

 

 

Anwesend: Hubert Almberger, Christina Döttlinger, BEd, Hanspeter Ellmerer,  

Klaus Födermair, Birgit Gogl, Susanne Hartrumpf, Andrea Hauser, Me-

lanie Hutter, Maximilian Hüttner, Manfred Kecht, Johann Mayr, Darko 

Omerbasic, Gregor Salinger, Laura Sojer, Markus Sojer, Robert Ste-

ger, Peter Trixl, Peter Wallner 

 

Entschuldigt: Claudia Pali (Ersatz: Markus Sojer), Heribert Mariacher (Ersatz: Birgit 

Gogl) 

 

Unentschuldigt: niemand 

 

Schriftführer: Dr. Ernst Hofer, MBA 

 

 

 

 

www.st.johann.tirol 
 

    
Marktgemeinde St. Johann in Tirol 
Bahnhofstraße 5, 6380 St. Johann in Tirol 
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Tagesordnung 

 

 

 

 

 

I. Berichte des Bürgermeisters 

 

1) Bericht über den Flugplatz St. Johann in Tirol (Berichterstatter: Dr. Robert Kadletz und 

Michael Rass) 

 

II. Anträge des Bürgermeisters und des Gemeindevorstandes 

 

1) Namhaftmachungen infolge des Mandats- und Amtsverzichts von Mag. Leopold Hofin-

ger 

2) Abschluss eines Dienstbarkeitsvertrags mit der Kitz Alpen Resort Berglehen 21 GmbH 

& Co KG 

 

III. Berichte und Anträge der Ausschüsse 

 

1) Bauausschuss 

1) Neuerlassung der örtlichen Bauvorschriften 

2) Neuerlassung eines Gestaltungsleitfadens für das St. Johanner Zentrum 

3) Neuerlassung von Bebauungsplänen 

a) Gst. 158/1, 5651/1 und .72/2 (Hubert und Susanne Gröbner, Land Tirol) 

b) Gst. 2790/27 (RBKS Immobilienverwaltungs GmbH) 

c) Gst. 106/12 und 106/13 (Havva Karamanci, Lisbeth Kernold und Herta Stöckl) 

d) Gst. 6153 (Thomas Rass und andere) 

 

IV. Anträge, Anfragen und Allfälliges 

 

V. Entscheidung (Vergabe) hinsichtlich der erfolgten Ausschreibung einer Fuhrparklö-

sung (Kfz-Versicherung) 
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Am Beginn der Sitzung sind 19 Gemeinderäte anwesend. 

 

I. Berichte des Bürgermeisters 

 

1) Bericht über den Flugplatz St. Johann in Tirol (Berichterstatter: Dr. Robert Kadletz und 

Michael Rass) 

 

Dr. Robert Kadletz und Michael Rass berichten über den Flugplatz St. Johann in Tirol 

(ICAO-Code: LOIJ – LO für Österreich, I für Innsbruck, J für St. Johann in Tirol – Home-

page des Flugplatzes daher www.loij.at). 

 

Dabei betont Dr. Robert Kadletz, beim St. Johanner Flugplatz würden sämtliche (be-

hördlichen) Vorschriften eingehalten und dessen „Umweltverträglichkeit“ sei ihm „be-

sonders wichtig“. 

 

Im Anschluss an ihre Ausführungen beantworten die Vortragenden Fragen der Gemein-

deräte, etwa nach einer „Tonnagebeschränkung“ (Robert Steger) oder nach „Lande-

rechten“ (Gregor Salinger). 

 

Der Bürgermeister bedankt sich abschließend, wie zuvor etwa auch Birgit Gogl und Ro-

bert Steger, bei Dr. Robert Kadletz und Michael Rass für ihren „ausführlichen“ Vortrag. 

 

II. Anträge des Bürgermeisters und des Gemeindevorstandes 

 

1) Namhaftmachungen infolge des Mandats- und Amtsverzichts von Mag. Leopold Hofin-

ger 

 

Die Gemeinderatspartei „Bürgermeisterliste Stefan Seiwald (LISTE 1)“ nimmt aufgrund 

des Mandats- und Amtsverzichts von Mag. Leopold Hofinger mehrere Namhaftmachun-

gen vor. 

 

Die Namhaftmachungen sind diesem Gemeinderatsprotokoll als Anlage A angehängt. 
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2) Abschluss eines Dienstbarkeitsvertrags mit der Kitz Alpen Resort Berglehen 21 GmbH 

& Co KG 

 

Der Amtsleiter erläutert den Sachverhalt. 

 

Beschluss (19:0): 

 

Der Abschluss des Dienstbarkeitsvertrags mit der Kitz Alpen Resort Berglehen 21 

GmbH & Co KG laut Anlage B dieses Gemeinderatsprotokolls wird genehmigt. 

 

III. Berichte und Anträge der Ausschüsse 

 

1) Bauausschuss 

1) Neuerlassung der örtlichen Bauvorschriften 

 

Die Bauamtsleiterin erläutert die neuen örtlichen Bauvorschriften. 

 

Beschluss (19:0): 

 

Verordnung 

 

Präambel 

 

Aufgrund der Ermächtigung des § 27 Abs. 1 lit. b und c der Tiroler Bauordnung 

2022 – TBO 2022, LGBl. Nr. 44/2012, zuletzt geändert durch LGBl. Nr. 62/2022, 

werden folgende örtliche Bauvorschriften für die Marktgemeinde St. Johann in Tirol 

erlassen: 

 

§ 1. Geltungsbereich 

 

Die örtlichen Bauvorschriften gelten für das gesamte Gemeindegebiet. 

 

§ 2. Einfriedungen 

 

(1) Einfriedungen dürfen höchstens 1,8 m hoch sein. Bezugspunkte sind das Stra-

ßenniveau oder das angrenzende gewachsene Gelände. Bei Höhenunterschieden 
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im unmittelbaren Bereich der Grundgrenze zweier Grundstücke (bis zu einem Ab-

stand von 0,5 m von der Grundgrenze) ist das Niveau des niedrigeren Grundstücks 

maßgebend.  

 

(2) Einfriedungen von oder zu (gegenüber) Betrieben und Einfriedung von oder zu 

(gegenüber) öffentlichen Einrichtungen dürfen im Einzelfall höher sein, wenn dies 

aus Gründen des Schallschutzes, der Sicherheit oder der Gesundheit erforderlich 

ist. 

 

(3) Einfriedungen müssen bei Verkehrsflächen mit einer Breite von weniger als 6 m 

aus Gründen der Sicherheit und Flüssigkeit des Verkehrs einen Abstand von min-

destens 0,5 m zur Straßengrundgrenze haben, ausgenommen sind landwirtschaftli-

che Einfriedungen. 

 

(4) Im Bereich von Ausfahrten auf eine Verkehrsfläche ist die Höhe von Einfriedun-

gen entsprechend den erforderlichen Sichtweiten nach den Bestimmungen der 

Straßenverkehrsordnung auszuführen. 

 

(5) Im Bauland sind Stacheldrahtzäune verboten. 

 

§ 3. Werbeeinrichtungen 

 

(1) Werbeeinrichtungen an baulichen Anlagen müssen hinsichtlich ihrer Größe, den 

verwendeten Materialien, der Farbgebung, der Buchstabengröße, der Schriftart und 

der Schriftbandmaße den Proportionen und dem Maßstab, den Materialien und der 

Farbgebung des Gebäudes bzw. der zu bewerbenden Räumlichkeiten angepasst 

sein. 

 

(2) Beleuchtete Werbeeinrichtungen dürfen nur in nichtblinkender Ausführung und 

nicht wechselnden Lichtfarben errichtet werden. Werbeeinrichtungen als LED- 

Video-Displayeinrichtungen sind nicht zulässig. 

 

(3) Freistehende Werbeeinrichtungen dürfen höchstens 4,5 m hoch sein, außer in 

den Fällen des § 56 Abs. 3 lit. d TBO 2022. Das höchstzulässige Flächenausmaß 

beträgt 12 m² oder 24 Bogen (Werbefläche).  
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(4) Hinsichtlich der Schutzzone (Tiroler Stadt- und Ortsbildschutzgesetz 2021 – 

SOG 2021, LGBl. 124/2020, zuletzt geändert durch LGBl. Nr. 82/2002) wird insbe-

sondere auf die §§ 5 lit. c Z 2 und 17 Abs. 1 lit. d Z 2 und lit. f SOG 2021 sowie auf 

den Gestaltungsleitfaden für das St. Johanner Zentrum (Beschluss des Gemeinde-

rats vom 18. Oktober 2022) verwiesen. 

 

(5) Vorbehaltlich straßenrechtlicher und straßenpolizeilicher Vorschriften ist das An-

bringen von Fahnen unter folgenden Voraussetzungen zulässig: 

 

 Betriebe, deren Gebäudelänge entlang der Straße mindestens 20 m, aber 

weniger als 30 m beträgt, dürfen höchstens zwei Fahnen entlang der Straße 

anbringen. Die Fahnen dürfen höchstens 7 m hoch sein. 

 Betriebe, deren Gebäudelänge entlang der Straße mindestens 30 m beträgt, 

dürfen höchstens drei Fahnen entlang der Straße anbringen. Die Fahnen 

dürfen höchstens 7 m hoch sein. 

 

Betriebe, deren Gebäudelänge entlang der Straße weniger als 20 m beträgt, dürfen 

keine Fahnen entlang der Straße anbringen. 

 

§ 4. Inkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung an der Amtsta-

fel in Kraft. 

 

2) Neuerlassung eines Gestaltungsleitfadens für das St. Johanner Zentrum 

 

Alexander Hronek, Marije Moors, MSc und die Bauamtsleiterin erläutern den neuen 

Gestaltungsleitfaden für das St. Johanner Zentrum. 

 

Beschluss (19:0): 

 

Der Gestaltungsleitfaden für das St. Johanner Zentrum laut Anlage C dieses Ge-

meinderatsprotokolls wird verabschiedet. 
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3) Neuerlassung von Bebauungsplänen 

a) Gst. 158/1, 5651/1 und .72/2 (Hubert und Susanne Gröbner, Land Tirol) 

 

Die Bauamtsleiterin erläutert die maßgebenden Parameter dieses Tagesord-

nungspunkts. 

 

Beschluss (19:0): 

 

Der Entwurf des Bebauungsplans für Teile der Gst. 158/1, 5651/1 und .72/2 von 

Dr. Erich Ortner vom 3. Oktober 2022 („Gröbner Murweg“) wird gemäß § 64 

Abs. 1 TROG 2022 aufgelegt. Die Auflegungsfrist beträgt vier Wochen. Gemäß 

§ 64 Abs. 4 TROG 2022 erfolgt mit der Beschlussfassung über die Auflegung 

des Entwurfs nach § 64 Abs. 1 TROG 2022 gleichzeitig der Beschluss über die 

Erlassung des Bebauungsplans mit ergänzendem Bebauungsplan. Dieser Be-

schluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und 

Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berech-

tigten Person oder Stelle abgegeben wurde. 

 

b) Gst. 2790/27 (RBKS Immobilienverwaltungs GmbH) 

 

Die Bauamtsleiterin erläutert die maßgebenden Parameter dieses Tagesord-

nungspunkts. 

 

Beschluss (18:0): [Bgm. Mag. Stefan Seiwald abwesend] 

 

Der Entwurf des Bebauungsplans für das Gst. 2790/27 von Dr. Erich Ortner 

vom 13. September 2022 („Mozartweg 21“) wird gemäß § 64 Abs. 1 TROG 

2022 aufgelegt. Die Auflegungsfrist beträgt vier Wochen. Gemäß § 64 Abs. 4 

TROG 2022 erfolgt mit der Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfs 

nach § 64 Abs. 1 TROG 2022 gleichzeitig der Beschluss über die Erlassung des 

Bebauungsplans mit ergänzendem Bebauungsplan. Dieser Beschluss wird je-

doch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahme-

frist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person o-

der Stelle abgegeben wurde. 

 

c) Gst. 106/12 und 106/13 (Havva Karamanci, Lisbeth Kernold und Herta Stöckl) 
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Die Bauamtsleiterin erläutert die maßgebenden Parameter dieses Tagesord-

nungspunkts. 

 

Beschluss (19:0): 

 

Der Entwurf des Bebauungsplans für die Gst. 106/12 und 106/13 mit ergänzen-

dem Bebauungsplan für das Gst. 106/12 von Dr. Erich Ortner vom 6. Oktober 

2022 („BPL.: Prantlstr. 30&28 eBPL: Prantlstr. 30“) wird gemäß § 64 Abs. 1 

TROG 2022 aufgelegt. Die Auflegungsfrist beträgt vier Wochen. Gemäß § 64 

Abs. 4 TROG 2022 erfolgt mit der Beschlussfassung über die Auflegung des 

Entwurfs nach § 64 Abs. 1 TROG 2022 gleichzeitig der Beschluss über die Er-

lassung des Bebauungsplans mit ergänzendem Bebauungsplan. Dieser Be-

schluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und 

Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berech-

tigten Person oder Stelle abgegeben wurde. 

 

d) Gst. 6153 (Thomas Rass und andere) 

 

Die Bauamtsleiterin erläutert die maßgebenden Parameter dieses Tagesord-

nungspunkts. 

 

Beschluss (19:0): 

 

Der Entwurf des Bebauungsplans für das Gst. 6153 von Dr. Erich Ortner vom  

3. Oktober 2022 („Thalhofweg 2“) wird gemäß § 64 Abs. 1 TROG 2022 aufge-

legt. Die Auflegungsfrist beträgt vier Wochen. Gemäß § 64 Abs. 4 TROG 2022 

erfolgt mit der Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfs nach § 64 

Abs. 1 TROG 2022 gleichzeitig der Beschluss über die Erlassung des Bebau-

ungsplans mit ergänzendem Bebauungsplan. Dieser Beschluss wird jedoch nur 

rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine 

Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle 

abgegeben wurde. 
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IV. Anträge, Anfragen und Allfälliges 

 

Antrag. Es liegt ein Antrag der Gemeinderatspartei „St. Johanner Sozialdemokraten 

(SPÖ)“ mit dem Titel „Gratis Kinderbetreuung für alle St. Johanner Familien“ vor. 

 

Der Antrag ist diesem Gemeinderatsprotokoll als Anlage D angehängt. 

 

Der Bürgermeister verliest den Antrag und führt anschließend aus, diesbezüglich sei eine 

Reihe offener Fragen zu klären, es sei auch eine Abstimmung mit dem Land Tirol vorzu-

nehmen. 

 

Peter Wallner erläutert sodann die Motive für die Antragsstellung. 

 

Der Bürgermeister regt eine Vorberatung im Gemeindevorstand an. 

 

Beschluss (19:0): 

 

Der Antrag der Gemeinderatspartei „St. Johanner Sozialdemokraten (SPÖ)“ mit dem Titel 

„Gratis Kinderbetreuung für alle St. Johanner Familien“ wird dem Gemeindevorstand zur 

Vorberatung und Beschlussempfehlung an den Gemeinderat zugewiesen. 

 

„Bergbahn“-Kommunikation. Peter Wallner kritisiert die St. Johanner Bergbahnen Ge-

sellschaft m.b.H., weil aufgrund von ihr zu verantwortender unzureichender Kommunikation 

der Eindruck entstehe, sie behandle „Einheimische“ schlechter als „Gäste“. Im Übrigen 

werde die „St. Johanner Sozialdemokratie“ zukünftige finanzielle Ansuchen der „Bergbahn“ 

nur befürworten, wenn eine Gleichbehandlung von „Einheimischen“ und „Gästen“ sicherge-

stellt sei. 

 

Der Bürgermeister weist darauf hin, dass sich die „Bergbahn“-Kommunikation auf jeden 

Fall verbessert habe, es freilich aber immer möglich sei, noch mehr zu tun. Grundsätzlich 

sei zu bedenken, dass nicht allen Beteiligten sämtliche Zusammenhänge und Hintergründe 

bekannt seien. 
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V. Entscheidung (Vergabe) hinsichtlich der erfolgten Ausschreibung einer Fuhrparklö-

sung (Kfz-Versicherung) 

 

Beschluss (18:0): [Susanne Hartrumpf abwesend] 

 

Gemäß § 36 Abs. 3 zweiter Satz TGO 2001 wird die Öffentlichkeit für die Dauer der Bera-

tung und Beschlussfassung über den Verhandlungsgegenstand „V. Entscheidung 

(Vergabe) hinsichtlich der erfolgten Ausschreibung einer Fuhrparklösung (Kfz-Versiche-

rung)“ ausgeschlossen. 

 

Beschluss: 

 

Hinsichtlich der erfolgten Ausschreibung (Fuhrparklösung – Kfz-Versicherung) wird mit der 

Billigstbieterin (Tiroler Versicherung V.a.G.) ein Versicherungsvertrag geschlossen. Der ge-

schätzte Auftragswert beträgt gemäß § 16 Abs. 2 Z 2 BVergG 2018 EUR 22.612,00 netto 

(das 48fache des zu leistenden Monatsentgelts). 

 

Dieses Protokoll enthält vier Anlagen. 

 

St. Johann in Tirol, 18. Oktober 2022 

 

Der Bürgermeister: 

 

 

 

 

Der Schriftführer:     Gemeinderäte: 
























































	7grs
	Kopierer 223012509510

